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Amtsgericht Harn bu rg-St.

Ae, :  915 C 558111

Ausfertigung

Georg

Urteil

IM NAMFN DES VOLKES

In dem Rechtsstfeit

- Klägerln -

segen

" Beklagte -

P rore qg.h p Vp I l fn ä s lrtjgle*
Rechtsanwälte K

wügen Schaden*ersatz
I

e|.ksnnt das Arntsgericht Hamburg-St. Gecrg'Ablei lung 915i-,durch die Richterin $r'  sfetnke am
?5"06.?012 auf Grund des $achstands vonr 25.0S.201? ohrls mündliche Verhandlung gernäß $
495a ZPO für Recht:

1. Oie Beklagte wird verurtellt, an dre Klägerrn 100,8d € nebst Zinsen

hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten uber dem Ba*iszinssat: seit

dem 23.02 .2011 zu  bezah len

A. Die Bektagte wird des Weiteren verrrr lei l t ,  un ! io Klagerin 374,90 €
l

nebst Zinsen hiersus in Höhe von 5 Pro:entl;lnkten uber dem Basis-

Rechlsanwälte
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zinssatz sei l  dam 05.05.2011 zu bezahlen,

lm Ubrigen wird dte Klage abgewres€n.

4, Das Urteil isl vorläufig vollstreckbar

l l
3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstrdits ?u tragen'

Der Streitwert wircl aul

Beschluss
475,74 € festgesetzt

{abgekiint nach $ 313a Abs.l ZPO)
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Entscheidungsgründe
;

t. üie rulässige Klage ist im zuerkannlen Urnfang hinsichtliCh des l{lagantrag$ uu Ziller 1. und zu
äiller2. begründet, hinsichtlich des KlagantraSs zu Ziffer 3. f"rnbeUründet.

I

1, Die Klägerin hat gegen die Beklagte ernen Anspruch aul f rsatz restlicher Mietwagenk<lsten in
Höhe von 10S,84 € au* $$ 7. 17 SIVG, 823, 249 BGß, 115 WG i.V.m $ 1 PtlVG.

a) Die Beklagre ist für das Unfallereignis vom '!5,ü1 .201 1 ais: Haftpflichtversrcherer des Unfallgeg-
ners dem Grunde nach einstandspflichtig. Grundsäirfich üar auch die Anmietung eines Ersak-
fahaeuges er{orderfich. Oenn ausweislich der Rechnr.rng llVrtage K 1i fuhr die Geschädigte 212
km mit dern Mietwagen in der Zeit vom 17.01,2011 bis 21iCI1.?011. Es l iegt daher kein geringer
Fahrbedarf vor, der den Anspruch auf Mietwagenersatz entlallen lassen könnte, denn die Grenze
hi*rfür liegt nach der Rechtsprechung bei einer Fahrteiplung von cä" ?ü krn pra Tag (v91.
PalandV6rünebarg,  70.  Auf l .201 '1,  $  249 Rn.35 mwN;hipr :  53 km proTag) .  A 'bweichende Um-
stände hiervcn sind nicht vorgetragen. Während der Mietzeit,wurde der Wagon der Klägerin repa-
riert Allerdings hat die Klägerin den Wagen nichl zu einem irtarktüblichen Freis angernietet.

I
0ie Erstattungsfähigkeit richtet sich nach $ 249 Abs. 2 BpB, wonach nur die objektiv erforderli-
chan Mletwagenkosten, die ein verständiger, wirtschaftlicft 0enkender Mensch in der Lage des
Seschädigten für zweckmäflig und notwendig halten dudlei ätr erstatten sind. Dareus folgt, dass
der Geschädigto nur den auf dem örtlich relevanten Markt fbr rhn zumutbar zu erlangenden güns-
tigsten Mietpreis €rsetzt verlang*n kann. Fr isl nach demrWrrtschaftlichkeitsgebnt gohalten, in
Rahmen des ihm Zumutbaren von mehreren möglichen ddn wirtschaftlicheren Weg der Scha-
den*behsbung zu wählen. Die Klägerin trägt di* Darlegungs-: und Eeweislast dafür, dsss ihr unter
Berücftsichtigung ihrer individuellen Erkenntnis- und Einflud$möglichkeiten sowie der gerade für
sie bestehenden $chwierigkeiten unler zumutbaren Anslrengungen auf dem in ihrer Lage zeitlich

iri

l.t

$r
lia

it
I.
$
[r
I



weisen hat. i .
l '

Mangels Darlegung dsr Erfnrderlichkeit des konkreten Miotw$genprerses kann das Gericht den er-
fordertichen Aufwand im Wege der Schätzung nach $ 28? hbs. 1 äF0 ermitteln. Bei der $chät-
zung können geeignete Listen oder Tabellen herangezogen üSrden.

Das Gericht hält vorliegend den Fraunho{er Marktspiegel 20!jl0 für eine geeignefe Schätzgrundla-
ge. Es ist vielfach höchstrichterlich entschiedcn worden, da$S dit In*{anagerich{ hierbei freisind.
ewischen Schwacke-lv'lietpreisspiegel und dem Fraunhofer-(r,'lnrktpreisspiegel zu wählen. Dieses
Gerichl wendet den Fraunhofer-Marktpr*isspregel an, soweif er Feslstellungen enlhält Diese Lis-
te hat den Vorteil, dass sie auf Basis eines anonymisierten forfahrens erstellt wurde, ohne das$
dio angefragten Unternehmen wussten, zu welchem Zweckldie Anfrage erfolgte. l.tachden Erhe-
bungen der Fraunhofer Instituts für das Jahr ?0'10 belragpn die Kosten für ein Fahrueug der
Gruppe 3 irn Postleitaahlengebiet ?? für die * unstreitige - Dal.rgr von 4 Tagen im Mitlelwert 308,96
€ {4 Tage i,H,v. je 77,24 €}. €s ist vorlingend such der Ta$eswer{ ünzusetesn, da das Gericht
nach der Vernehmung der Zeugin Le nach $ ?$0 Abs. t ZPO davon überreugl ist,
dass di* Oauer der Anrnietung bei Abschluss des [,{ietvertrbges noch nicht ersichtlich war. üer
so geschätzte Botrag beinhaltet die Umsalzsteuer sowie {ir1e Vollkasknversicherung mrl einer
$olbstbeteitigung yon ?50,00 €. Entgegen der Ansicht der Klägerin handelt en sich bei dem aus-
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und örttich relsvsnlen Msrkt * :umindest auf Nachfrage * in wesenllich günstigerer Tarif zu-
günstigeren Tarifen, geht es nichtgänglich war. Unterlässl der Geschädigte die Nachfrage

um die Verletaung dsr Schadensrninderungspflicht, für diegfundsätxlich der Schädiger dre Be'

weislast trägt, sondern um die $chadenshöhe, die der te daraulegen und ggf. zu be-

weislich Anlage K 3 angemretelen 0. amtl iches Kennzeichen

, aber um ein Fahrzeug der Mietwagenklasse 3. Dres gerjt aus der zuletzt zur Akte Seretchten
Anlage K ä? ("CI; ) i n
Verbindung mit Anlage K 13 hervor, Oess genau dreses Falrrzeug dieses Sertenmodellsange-
mietet wurde, ist durch die Beklagte zuleßi mit $chriftsai{*om 11,06.2ü11 auch ilnstroitigge-
slelll worden. Entgegen der Ansichl der Klägerin ist das vor\erige Bestreiten des Beklagten auch
nicht verspätet näch $$ 2gS Abs. 1, Abs. 2 ZPO. Denn bereitii mit $chriftsnlu vom 16.02,201? hat
sich die Beklagte gegen die Eingruppierung des Mieffahrzduges in clie klägerseits angegetrene
Fahneugklasso gew*nd*t. Hiermit gehl aber die Absrcht. üie Anmietung des streith€fangenen
$erienmodells bestreiten zu wullen, aus don bisherigen Erltlärungen insoweil hervor {vgl. $ 138
Abs. 3 ZPO); dem Beslreitsn der Eingruppierurig rn die kliigprseits angegebene Fahrzeugklasse
ist vorliegend das Bestreitsn dar Anmietung des kl*gersei{s behaupteten $erienmodells imma-
nenl.

Aufgrund der Internettastigkeil cJes Frhebungsverfahrens rst iedoch ein pauschaler Aufschlag cier
in dem Fraunhofer Mietpreis*piegel genannlen Freise in Ha$4 von ä0 % {hier:61,8ü€}vor:uneh-
men (vgl, LG Hamburg, Urtei l  vom 2S.07.201'1, Az.302 S 161111. Es ergibl sich rnithin einge'
sshäteter ersatzfi*higer Mielbetrag von 37ü,76 €

Da vor{iegend kein gruppengleinhes Fahrreug angemietel wlyde - das beschädigte Fahrzeug dor
l{lägerrn, eb*nfalls ein O 1, amtliches]Kennreichen , g*iröft*
unstreitig der Gruppe 4 an -, ist kein Abzug ws$en ersparterjSigenaufwendungen rn Hohe von 10
% rrcrcunehffien, so dass sich insEesamt ein geschätzter eisatrlähiger Mietb*träg von 370,76 (
ergibt,

l ,
üie von der Beklagten vorge lügten Angebote von vier lokal ansässigen Firmen waren weder eur
Schadensschäkung heranzuziehen ncch lag *in Versloßge$en dte Schadensnlnderungspflicirt
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der Klägerin dadn, dass sie keine Vergleichsangebote - rttsbesondere die b*klagtenseils vorgetra-

gen6n - eingeholt hst. Die benannten Angebote von den bpnannten Firnren bieten bereits keine

susreichende Grundlage, um über das arrthmetrsche Mitteliden marktüblichen Preis schätzen zu

können. üenn *llein vier Firmen bilden die Marktsituation niclrt umfassend ab. lnsoweit steht mit

der Fraunhofer Liste bereits eina aussagekräftigere schätzqrundlage uur Verfügung' Letztendltch

ist äuch nicht dargelegt, dass die Klägerin sich zwingenU q{i dtn vier benannlen Firmen im Vor-

feld hätte erkundigen mügsen. So hätte sie sich bei der V{*fzahl von Mietwagenfirmen auch bei

anderen Firrnen erkundigen k*innen. Nicht hinroichend konliet dargelegt i$t des Weiteren, dass

sie bei sänrlichen ;ugänglichen Firrnen in der konkreten $ituation auch tatsächlich ein Eünstige-

res Angebot *rhalten hdil* und ihr darnil "chne wsileres" eirl besserer Tarif zugänglich gewesen

war. Das von der Beklagten angebotene $achverstänoigen${rtachten war damit nicht einzuholen,

dla vorgelegten Angebnte datieren zudem vom 27.1?,2011 t{Sl. S1 ff' d'A.i' Auch das beklagten-

seits angebntene $achverständig*ngutachten mit Schriltshfz vcrn 1 1,0ü.201? war mithin nicht

einzuholen.

b) Zuzüglich zum Normaltarif sind Nebenkosten in Höhe von ß0,52 € zu erslatten,

1 i

Ats ersatzfähiger Schaden können die Kosten für die Haflungsb*freiurng im Umfang von 60'5? €

gsltend gernacfrt werden. Oie Fraunhofer.lisle enthä|t keinilWerte für die redueierte Haftungsbe-

f*itigong. Da die Höhe der Versicherungsprämie auch von iter Selbstbeteiligung abhängig ist, ha-

ben die Vermieter höhere Koslen, wenn sie eine niedriggre Selb$tbeteiligung anbisten. Daher

können die Fraunhofer Preise die :usätzlichen Koslen, {is durch eine niedrigere $elbstbsteili-

guns ent$lehen, nicht abbilden. Die Höhe der hrerfür angefpllenen Kosten von 60,52 € bestreitet

Oie befUgrc nicht - die das Gericht im Ubrigen auch nach $ 287 Abs. 1 ZPO unter Zugrundele-

gung der Rechnung {Anlage K 3) auf einen Betrag von 60,52 € schätzt -; vielrnehr bestreitet sie,

dass tatsächlish eine Redueierung der Selbotbeteiligung vofl500.00 € zwischen det Klägerin und

dem Mietwagenuntemehmen vereinbart wurde. Hiervon i{t das Gericht aber nach der Verneft-

rnung der Zeugin fin der mündlichen Verhaldlung vom ä9.03.!012 aufgrund der

gtaubhaften unc widffi6ffiion Aussage der Zeugrn riach $28S AbE. 1 ZFO übeneugt, So'

weit die Klägerin eine Redurierung der Selbstbeterligung auf € 500,00 vereinbart hal, war dies

auch erforderlich. Sie war durch Anmietung eines {frornden} Fahreugs im Vergleich zu ihrem ei-

gensn Fahrzeug einem ungleich höheren Haflungsrisiko aripgesotzt. Außerdsm hat die Klägerin

d*s Fahneug nicht fieiwillig angomietet. Sie hat daher dari;Recht, sich von Risiken freizuhalten,

die tlurch eine höhere Selbstbeteiligung entstehen und diti.durch den Unlall verursacht worden

sind, $i*s gilt selbst dann, wcnn das verunfallte Fahrzeug nicht ohne $olbstbehalt vollkaskoversi'

chert gewesen wäre (tsGH NJW 2005. 1041, 1ü42 f,). Die Vsreinbarung eines Vollkaskoschutzes

ohno $etbstbeteiligung war eine adäquate $chadensfolge SGH a.a,O.). Denn auch beischuldlo'

s*r Eeschädigung des gemieteten Wagens, beispielsweispibei schuldloser Vonroicklung in einen

Un{all, war die Kläge rin aur Rückgabe des Fahreeugs in or{nungsgemäßem Zustand verpflichtel,

während sie bei üeschädigung ihres eigenen Fahrzeugs eifren geringeron wirt*chaftlichen $cha-

den erleiden würde und auch relber über r1i* Instnndsetaung entscheiden könnte. Mithin sind für

die - auch ausweislich des Fahneugmielvertroges voreinberte {Anlege K 1S) - l''{aflungsbefreiung
Kosten von 6ü,53 € erslattungsfähig,

Die bestrittenen Kosten für die Winterreifen wären hingegefi nicht zu berücksichtigen, da die Kltr-

gerin beweisfältig fur eine solche Vereinbarung ewgghe[grr Klägerin und dem Autohaus !

_cÄuHgeb| iebenis l 'D ieZeugrn-hat indermünd| ichenVerhand|ung
v gm?Q'12 insoweit lediglich bekundet. das angemietete Fahrzeug seizwar rnit Wintensifen

ausgestaltel gewe$en, indes vermochte sie eine Vereinbal,irng hinsichtlich hiermit zus*itslich ver-
bundener Kostsn nicht bekunden. An eine solche Vereinbafung konnte sie sich vielmehr gsrade
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nicht erinnern. Auch aus dern erngereichten Mietverlrag {Aniage K 19}qeht eine soiche Vereinba-
rung aber nicht hervor, Mit dern klägerseils zuleüt angebotfrien Sachve rständigengutachten für

die Sehauptung, dass im Winter ?ü11 alle großen deutschbrt Autovermietungen Winteneifen le-

diglich als äusrtel*istung mit entsprechenden lusatzknslen pn$ebolen hätten, konnt* det Beweis

für die garade hier streitige Versinbarung zwischen den ParfOien nicht erbracht werdsn und war

darnit nicht einzufrolen. üarnit kann die Kläg*rin die Kostefr diesberüglich in Höhe. van 2I,60 €

nicht verlangen.
1 l

fs sind der Klägerin daher insgesamf ersatefähige lv'tietwa[enkosten in HÖhe von 431,28 €ent'

stsnden" Hinsichtlich ein*s unstreitig vnn der Beklagten geäphlten Betrags von ?73,00 € ist die
Forderung der Klägerin gemäß $ 362 Abs. 1 BGB in dieserltttühe erloschen. Da der klägerseits
ve,rlangte Betrag noch unter diesem Drfferenabelräg liegt, kqrln dae Klägerin iedenfalls Zahlung in

Höhe des tensrierten Umfangs ru Ziffer 1, verlangen t10ü,84i€), im übrigen gilt $ 30e Abs. 1 ZPü.

i .
i

?. Ein Ansprucrh auf Ersatz vorgerichllicher Rechtsanwaltsv$rgülung für die Verfolgrrng der kläge-
rischen Ansprü*he gegenüber der tseklngten besteht in der [eltend g*machten F{öhe van 374,90
€. Er ergibt sich entgegen der Ansicht der Eeklagten (vgl. Sp:hriftsatz vom 03.04,?012, Bl,2?6 f"
d.A,] unrninelbar aus $ ?4S BG$, da die Gesch$idrgte einesiV*rkehrsunfalls - jedenfalls nach Ab'
lauf einer gewissen Regulierungsfrist - einen Rechtsanwalt f irr Durchsetzung ihrer Forderungen
beauftragen darf. Zutreffend hat die Klägerin hierfür auch eirlen Gegenstandswerl von 4.371,45 €
eugrunde gelegl. Un$trsilig zwigchen den Parteien wurde pr Verkehrsunfall unter Zugrundele'
gung diases Betrags seitens der Beklagten durch Zahlung if ,dieser Höhe reguliert. Das Gericht
sieht hierin aine Bestätigung der Fordarung dern Grunde urtrt$ Uer Hühe nach - es erfolgto auch
gerade koinr Regulierung der Eekfagten unter Vorbehalt - somit eine Eeweiserleichterung,
wor:auf e$ diä Beklagte mit richt*rlichem l-linwois vnm 20.F?.201? unler Fristselzung hi$ uurn
08.03.eü12 hinwies. Wer eine Forderung insoweit bestätigt h&1, muss den Segenbeweis führen,
rlass dem Gläubiger ksinc oder nur geringersr Ansprüche hgstehen (Patandtl5prar, Bßß, 70.
Aufl.  2011, $ ?S1 Rn' 6 mwN.). Die Frist verslr ich ergebnrslöt '  sie Beklagte hat weder dargelegt
noch Beweis rdafür angoboten, warurn die insoweit reguliqrle Forderungshühe nunmehr doch
nicht zugrunde gelegt werden sollte. Auch bsstehen keine pedenken gegen die klägorseits gel-
tend gemachte 1,3-Geschäftsgabühr gemäß Nr,. 2300 \lA/ Ry,P. Die Rechtsanwälte der Klägerin
durft*n iedenfalls eine 1,3-fache Geschäftsgebühr gemäß thl. 23ü0 Anlage 1 RVü rn Rechnung
$tellen, In dies*r Höhe fällt die Geschäftsgebühr in durchschr'pittlichen Rechtssachen als Regelge-
bühr an {BüFl, Urt. vom 31.1ü t00$, A:. Vl UR ?S1105, ltllJW-RR 20ü7, 420; BGH, Urt. v,
13"01.2011, Az. lX ZR 1101'10, juris Rn. 16 nrwN.). Ob erne'Rechtssache als wenigslens durch'
schnitllich anxusehen ist, bestimmt sich gemäß $14 Abs. llt$alz 1 RVG im Eineelfall unlerSe'
rucksichligung aller Umstände, yor allem des Umfangs und lder Schwierigkeit der anwalllichen
Tötigk*it, der Eedeutung der Angelegenheit sowie der Einkommäns- und Verrnögensverheillnisse
des Auftraggebers. 0ie Tätigkeit der Rechtsanwälle des Klägers war nach cliesen Kriterien jeden'
falls durchschnitllich aufwändrg. lm Übrigen entsprichl es fürrRahmengebühren allgemeinerMsr'
nung, dass dem Rechtsanwalt bei der Fastlegung der konkret9n $ebühr sogär ein $pielraum von
?0 v.H, {sog, Toleranzgrenze} zusteht (BGH, Urt. v 13.01.?01'1, Ä2. lX ZR 110110, iuris Rn. 18
mwN.). Hält sich der Anwalt innerhalb dieser Grenre, ist dF von ihm fsslgslegte Gebühr jedetr-
falls nicht im Sinne des $ 14 Abs. 1 Satz g RVö unbillig uncl ilaher von cJern ersabpflichttgan Dtit-
len - hisr: *eklagte - hinzunehmen. 

i ;
i i

Bie vorgerichtliche Rechtsanwaltsgebuhr ist atrch dem srunde nach angefatlen Sowett die Be-
klagte bestritten h*t, es sei kein wirksamer Anwallsvertrag nvischen der KläE*rin und deren Fro-
zessbevollmächtigten geschlossen worden, konnta sia hierrpit nicht gehört werden. Oie Klägerin
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hat irn finzelnen dargelegt, wann und wie ein üeschäfts{esorgungsvertrag nach $$ S11, S12
Abs, 1, S75 BGB rnit ihren Prozessb*vollmächtigen eustairde gekommen ist und auch die Voll-
macht vom 18.01.2011 {Anlage K 1)zur Akte gereicht. Da$ pauschale Beslreiten darBeklagt*n
genügt angesicN"rts des verein:elten Darl*gung der Xlägeri! hiernicht, vgl. 138 Abs.3 ZPO lm
Übrigen ist es gerichtsbekannt, dass dre Mandatrerung auch durch Erteilung erner Vollmachl er-
{olgt und gerade nicht zusätzlich sine w rlere s*hriftliche fereinbarung dem h'landatsverh$ltnis
augrunde liegen muss. Dias gilt zumindest r1ann, wenn - lvas hier weder vorgetragen noch er-
sichtlich isl - dern Gesshäftsbesorgungsverlrag keine Honfirarver*inbarung der Farteien zusrun-
de liegt. üie Vollnracht vnm 18.01.2011 {Anlage K 1} ist zupem äußerlich unversehrt, vollständig
und rhre Echtheit nichl bestritten. Inr Inhalt ist auch posrtiü ergiebig. ln der Anlage K t heißt es,
dass den Prozessbevollmächtigten der Klägerin in Sacheri B, { gegen
Wi : weEen Verkehnunfall vom 15.01,201 1 Vo{lmachl r*a zur außergerichtlichen Verlrotung,
Geltendmachung von Änsprüchen gegen $chädiger, Fahrzibughalter und dsren Versicherer so-
wie der Prozessfuhrung mit der otren unter "wegen..." gengnnten Angelegenheit erteilt wird. Oie
Beklagte hat gerade nicht vereinaell bestritten und dargele$t, dass die Part*ien das, was in der
Anlage K 'l niMergeschrieben worden ist, latsäehlich nicht $o vereinbart haben sollen, Dies wäre
aber angesicfrts des substanliierten Vo(rags der Klägerin ierforderlich gewe$en Auch die ang*-
botene Zeugin war damit nicht zu vernehmen. irn Ubrigen isl die boktagtenseits behaupteta innera
Willensbildung de$ Geschäftsführers im Nachhinein - er habe keinen Rechtsanwalt beauftragen
wolfen und er wisse nichl mehr, was er in der Reparaturwgfkstatt unterschrieben habe - nach all-
g*meinen Regeln über rJie Willenserklsrung nach $$ 133,l;lSf BGB sowre $$145 ff. 8GB unbe-
achtlich. Etwaige Willensmängel bei der Beauflragung selbst sind bereits nicht hinreichend kon-
kret vorgetragen.

l
Auch das bloße Bestreiten der Prozessvollmacht isl nach af fedem unerheblrch (vgl, Anlage K 1).

I

Dass die Vollmacht nach $ 138 8GB nichtig sein soll, ist üleichfalls weder hinreichend vsrgetra-
gon noch *rsichtlich. Vielmehr handelt es sich bei der Bshpuplung dor B*klagten, as liege einc
sog. $tapelvollmacht vor, um eine Eehauptung in's Btaue hänern.

: 1

Ailsh die Sehauptung, e* läge ein Verstoß gegen die Die*tleistungs-lnformationspflichten-Ver-
ordnung ist bereits nicht hinreichend konkret vorgetragen, sof"rdern vielmehr eine - unbeachttiche -
Sehauptung in's Elaue hineln.

Auf die Ablretung der Anspni*he kam es nich{ an, da di* {lägerin - unwidersprochen - vorgetra-
gen hat, es habe allenfalls eine Abtretung sicherungshaihcr vorgelegen und gerade nicht erfüi-
lungshalber üder än ErfufNungs Stätt tgg 3S3 f. BGBI 

i i
; l

Da die Klägerin den Anspruch ausweislich Tenor au äiff*riI in gowillkürter Proeessstandschaft
ausweislich Anlage K 18 für den Rechtsschutaversicher4r in eigenem Namen und für eigene
Rechnung g*ltend macht {vqt.$$ 185,3S2 Abs. 2 BGB), ist:das f l*streiten der Beklagten, die Klä-
gerin habe wsder die Kostennate iluer Prozessbevollmäihtrglen erhälten nsch bezahlt, vsrlie-
gend unerheblich. Die Vorau$$etzungen der gewrllkürlen Pdozessstandschaft liegen hier vor (vgl"
äöll*r/llcilkommer, Zpü, 2S, Äu{1, ?011, Vor g 50 Rn. a2 ff, inrwt*.}.

3" Oerleweilige Zinsanspruch fnlgt aus gg ä80 Abs. 1, Abs. ä, 2SS, 288 Abs. 1 BGB.
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4. Oer Feststellungsantrag zu Ziffer 3. ist hingegen zumrndei$t unbegründer. Die Ktägerin ist darle-
gungs- und beweisbelastst fiir den behaupteten Schadendeintritt g*blieben. Trotz richlerlichem
i{inweis vom 2ü,02.201?, dass die Klägerin änEcsichts dies Eintretens der Rechtsschutzversi-
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ch*rung mil Finaahlung der Gerichtskosten - hier: durch dieiRechtssch*tzversicherung - brs ztt
deren trstattung im Kostenfestsetzungsverfahren keinen lweiteren Verzugsschaden erleiden
dürfte, hat die Klägerin binnen der geseteten Frist hierzu nichf enlgegnet,

ll. Die Kostenentscheidung beruht auf $ 92 Abs. 2 Nr 1 ZPO. Die Entscheidung eur vorläufigen
Vollstreckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in den $$ 708 Nr. | 1, 711, 7'13 ZpO.

ii
Die Streifwertfestselrung beruht auf $$ 3, 4 ZpO, S3 Abs. l SKC. Varliegend wären die vorpro-
zessualen Kosten eilr nurch$etzung der klägerischen $chädensersatzansprüche keine f.Jeben-
forderungen i.S.d. $ 4 äF0, *ond*rn wirk*n w&rtcrhöhend. S$nn wenn die Geschäf{sgebühr - wie
hier - von vorneherein zumindest teilwerse ohne Hauptfordefung eingaklagt wird, besleht kein Ab-
hängigkoitnverhältnis i,$.d. $ 4 ZpO {vgl. Zölle#llerget ZPp, ä8. Aufl. ?011. $ 4 Rn. 13). Der
Feststellungsänträg zu Ziffer 3. isl wegen $ 4 ZPO nichl streitwerlrelevant {vgl. AG Ham-
burg-St,G*org, Urt. v. 29.09.201 1, Ar. 914 C 149/11, juris, Rrl. ?0).

Dr, $leinke
Richterin

Für den Gleichlaut mit der Urschrift

Urkundsbeamtor
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\  t= Eigenersparnis-Abzug

I l  Gutachten

l". l  Mietwagendauer

Ll  NA Nutzungsausfal l

n Rechtsanwaltskosten

1. J Zugängl ichkeit
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Erkundigu ngspf l icht

Geringfügig kei tsgrenze

Zusatzfahrer

Schwacke-Mietpreisspiegel

Fraunhofer-Mietpreisspiegel 2

Anmietung außerhalb öffnungszeiten

Aufklärungspfl icht Vermieter

Pauschaler Aufschlag für Unfal lersatz

Direktvermitt lu ng

n Selbstfahrervermietfahrzeug

t l  Zeugengeld

{: l  Grobe Fahrlässigkeit

{: l  Schadenminderungspfl icht

{ } WettbewerbsrechV-verstoß

l . l  Zuste l lung/Abholung

Winterreifen

Navigation

Automatik

Anhängerkupplu ng

Fah rsch ulausrüstu ng

Kein Mittelwert Frau n hofer-Schwacke

M ittelwert Frau n hofer-Schwacke

Unfallersatztarif

Anspruchsgru nd

Sonstiges

Internetangebote
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l  r"O, ngsred uzierun gA./ersicherung

Rechtsdienst leistungsgesetz (RBerG)
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